Antrag der Kommission fiir Wirtschaft und Abgaben*
vom 6. Marz 2001 KR-Nr. 248a/1999

Beschluss des Kantonsrates
uber die Parlamentarische Initiative Germain Mittaz,
Dietikon, vom 12. Juli 1999

betreffend Anderung des Steuergesetzes vom 8. Juni 1997
(VoM ..vveiiieee, )

Der Kantonsrat,
nach Einsichtnahme in den Bericht der Kommission,
beschliesst:
l. Das Steuergesetz vom 8. Juni 1997 wird wie folgt gedndert:

§ 31 Abs. 1

g) die Einlagen, Pramien und Beitrége fiir die Lebens-, die Kranken- und die nicht
unter lit. f fallende Unfallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien des
Steuerpflichtigen und der von ihm unterhaltenen Personen, bis zum Gesamtbetrag
von Fr. 4600 flr in ungetrennter Ehe lebende Steuerpflichtige und von Fr. 2300
fur die tbrigen Steuerpflichtigen. Fur Steuerpflichtige ohne Beitrage gemass lit. d
und e erhéhen sich diese Abziige um die Halfte. Zudem erhdhen sich diese Abzi-
ge um Fr. 1200 fir jedes Kind oder jede unterstiitzungsbedrftige Person, fur die
der Steuerpflichtige einen Abzug gemass § 34 Abs. 1 geltend machen kann;

* Die Kommission besteht aus folgenden Mitgliedern: Rudolf Ackeret (Président), Bassersdorf; Claudia Balocco,
Zirich; Fredi Binder, Knonau; Dr. Lukas Briner, Uster; Elisabeth Derisiotis-Scherrer, Zollikerberg; Bruno Dobler,
Lufingen; Regula Gétsch Neukom, Kloten; Otto Halter, Wallisellen; Rainer Heuberger, Winterthur; Liselotte Illi,
Bassersdorf; Peter Reinhard, Kloten; Arnold Suter, Kilchberg; Franziska Troesch-Schnyder, Zollikon; Martin
Vollenwyder, Ziirich; Sekretarin: Jacqueline Wegmann.



Minderheitsantrag von Germain Mittaz in Vertretung von Otto Halter und Pe-
ter Reinhard:

§ 31 Abs. 1

g) die Einlagen, Pramien und Beitrage flr die Lebens-, die Kranken- und die
nicht unter lit. f fallende Unfallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapita-
lien des Steuerpflichtigen und der von ihm unterhaltenen Personen, bis zum Ge-
samtbetrag von Fr. 5800 fur in ungetrennter Ehe lebende Steuerpflichtige und
von Fr. 2900 fir die tbrigen Steuerpflichtigen. Fur Steuerpflichtige ohne Bei-
trage gemass lit. d und e erh6hen sich diese Abziige um die Halfte. Zudem erho-
hen sich diese Abzlige um Fr. 1200 fir jedes Kind oder jede unterstiitzungsbe-
durftige Person, fur die der Steuerpflichtige einen Abzug gemass 8§ 34 Abs. 1
geltend machen kann;

I1. Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.

[11.Mitteilung an den Regierungsrat

Zurich, 6. Méarz 2001

Im Namen der Kommission flr Wirtschaft und Abgaben
Der Président: Die Sekretarin:
Rudolf Ackeret Jacqueline Wegmann



Erlauternder Bericht

1. Einleitung

Am 3. Januar 2000 unterstlitzte der Kantonsrat die Parlamentarische Initiative
von Germain Mittaz vom 12. Juli 1999 betreffend Anderung des Steuergesetzes
vom 8. Juni 1997 mit folgendem Wortlaut mit 112 Stimmen vorlaufig:

§ 31 Abs. 1 lit. g ist wie folgt zu andern:

g) die Einlagen, Pramien und Beitrage fiir die Lebens-, die Kranken- und die nicht
unter lit. f fallende Unfallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien des
Steuerpflichtigen und der von ihm unterhaltenen Personen, bis zum Gesamtbetrag
von Fr. 5800 fir in ungetrennter Ehe lebende Steuerpflichtige und von Fr. 2900
fur die Gbrigen Steuerpflichtigen. Fur Steuerpflichtige ohne Beitrdge gemass lit. d
und e erhdhen sich diese Abziige um die Hélfte. Zudem erh6hen sich diese Abzi-
ge um Fr. 1200 fir jedes Kind oder jede unterstiitzungsbedrftige Person, fur die
der Steuerpflichtige einen Abzug geméss 8 34 Abs. 1 geltend machen kann;

Diese Anpassungen treten bereits fur das Steuerjahr 1999 in Kraft.

2. Bericht der Kommission ftir Wirtschaft und Abgaben an den Regierungs-
rat

Die Kommission hat diese Parlamentarische Initiative an zwei Sitzungen beraten.
Vertreter des Steueramtes standen fur Auskunfte zur Verfligung.

Eine Minderheit der Kommission ist der Meinung, dass mit der Erhéhung dieses
Abzugs insbesondere den Familien, die sehr unter den im Kanton Zirich bereits
hohen und noch steigenden Krankenkassenpramien leiden, geholfen werden
kdnnte. Ausserdem wiirden Unterschiede zwischen Personen mit Kindern in un-
getrennt lebender Ehe und Alleinstehenden, die fiir Kinder sorgen, etwas ausge-
glichen, indem die Abzige fir Kinder oder unterstiitzungsbedirftige Personen
relativ stark erhoht wirden. Mit diesen Erhéhungen kénnte auch die im Kanton
Zurich vergleichsweise tiefe Pramienverbilligung teilweise wettgemacht werden.
Die vom Steueramt geschatzten Ertragsausfalle bei den Staats- und Gemeinde-
steuern seien vertretbar, insbesondere, nachdem Nachkommen bereits entlastet
wurden und weitere Antrage zugunsten der Senioren hangig sind.

Vertreter der Mehrheit der Kommission weisen demgegentber darauf hin, dass
Im Rahmen der Totalrevision des Steuergesetzes die Abziige im Zusammenhang
mit der Tarifierung und dem Belastungsgeflige festgelegt wurden. Die vom Kan-
ton Zurich gewahrten Abzlge gehdrten zu den hochsten in der Schweiz. Deshalb
lasse sich aus dem interkantonalen Vergleich und dem Vergleich mit dem Bund
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kein Erhéhungsbedarf ableiten. Nicht die tiefen und mittleren, sondern die obers-
ten Einkommensklassen mussten entlastet werden, weil der Kanton Zurich in die-
sem Bereich kaum mehr konkurrenzfghig sei.

Im ablehnenden Sinne wurde im Ubrigen auch geltend gemacht, dass gezielte
Steuererleichterungen zugunsten einzelner Gruppen wie Senioren oder Familien
mit Kindern zwar unterstutzungswirdig seien, mit den vorgeschlagenen, generel-
len frankenmassigen Abziigen jedoch die hohen Einkommen wegen der Progres-
sion mehr profitieren wirden, also eine gezielte Entlastung nicht gegeben wére.

Gestiitzt auf diese Uberlegungen empfiehlt die Kommission diese Parlamentari-
sche Initiative dem Kantonsrat zur Ablehnung.

3. Stellungnahme des Regierungsrates

Mit der Parlamentarischen Initiative KR-Nr. 248/1999 wird eine Erhéhung des
Versicherungspramien- und Sparzinsenabzugs geméss 8 31 Abs. 1 lit. g des Steu-
ergesetzes vom 8. Juni 1997 (StG) verlangt, und zwar:

- Fir Verheiratete von bisher Fr. 4600 auf neu Fr. 5800 bzw., wenn keine Bei-
trage an die S&ulen 2 und 3a geleistet werden, von bisher Fr. 6900 auf neu Fr.
8700;

- Fur Alleinstehende von bisher Fr. 2300 auf neu Fr. 2900 bzw., wenn keine
Beitréage an die Sdulen 2 und 3a geleistet werden, von bisher Fr. 3450 auf neue
Fr. 4350;

- Fur jedes Kind und jede unterstiitzungsbeddrftige Person von bisher Fr. 700
auf neu Fr. 1200.

Wir schliessen uns der Mehrheit der WAK an und beantragen ebenfalls, die Initi-
ative sei abzulehnen, wobei wir namentlich die folgenden Grinde erwéhnen
mdochten:

Wie einer Zusammenstellung der Interkantonalen Kommission fur Steueraufkla-
rung vom Mai 1999 zu entnehmen ist - diese Zusammenstellung wurde den Mit-
gliedern der WAK zur Verfiigung gestellt-, gehort der Kanton Zirich schon heute
zu den Kantonen mit den héchsten Versicherungspramien- und Sparzinsenabz-
gen.

Was die Krankenkassenpramien anbelangt, so sind auch die Pramienverbilligun-
gen zu bertcksichtigen, die bei VVorliegen der entsprechenden Voraussetzungen
ausgerichtet werden.

Die Verwirklichung der Initiative hétte im Weiteren unverhaltnismassig hohe
Steuerausfalle zur Folge. Berechnungen des kantonalen Steueramtes haben erge-
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ben, dass mit Ausfallen von rund 60 Mio. Franken bei der Staatssteuer bzw. mit
solchen von rund 70 Mio. Franken bei den Gemeindesteuern zu rechnen ware.

Wie die Mehrheit der WAK zu Recht darauf hinweist, ist das hauptséachliche
Problem bei der Steuerbelastung der natirlichen Personen im Kanton Zurich darin
zu sehen, dass Steuerpflichtige mit héheren und hohen Einkommen im interkanto-
nalen Vergleich zu stark belastet werden.

4. Gegenvorschlag der Kommission zur Parlamentarischen Initiative KR-
Nr. 248/1999

Bei der weiteren Beratung des Geschéfts wurde ein Gegenvorschlag gemass
nachstehendem Wortlaut eingebracht, der in der WAK eine Mehrheit fand.

§ 31 Abs. 1 lit. g ist wie folgt zu andern:

g) die Einlagen, Pramien und Beitrage fiir die Lebens-, die Kranken- und die nicht
unter lit. f fallende Unfallversicherung sowie die Zinsen von Sparkapitalien des
Steuerpflichtigen und der von ihm unterhaltenen Personen, bis zum Gesamtbetrag
von Fr. 4600 flr in ungetrennter Ehe lebende Steuerpflichtige und von Fr. 2300
fur die tbrigen Steuerpflichtigen. Fir Steuerpflichtige ohne Beitrdge gemass lit. d
und e erhéhen sich diese Abziige um die Héalfte. Zudem erhdhen sich diese Abzii-
ge um Fr. 1200 fir jedes Kind oder jede unterstiitzungsbedrftige Person, fur die
der Steuerpflichtige einen Abzug gemass § 34 Abs. 1 geltend machen kann;

Dieser Gegenvorschlag wurde wie folgt begriindet:

— Die hohen Krankenkassenpramien sind vor allem fiir Familien eine grosse Be-
lastung (Ausstiegswelle aus den Zusatzversicherungen mit den daraus folgen-
den finanziellen Einbussen auch in den kantonalen Krankenh&usern).

- Eine sehr hohe Belastung ergibt sich vor allem fur Mittelstandsfamilien, die
nicht von Pramienverbilligungsbeitragen profitieren kdnnen. Die vor der
KVG-Abstimmung verdffentlichte Absichtserklarung des Bundesrates, dass
die Belastung durch die Krankenkassenprédmien (unter Berlcksichtigung allfal-
liger Pramienverbilligungsbeitrage) 6% der Einkommen nicht tbersteigen soll-
te, wird bei diesen Familien am h&ufigsten nicht eingehalten, das heisst, die
Belastung ist in vielen Fallen hoher.

- Bei der Revision des Steuergesetzes wurden die Pramienabziige ungefahr im
Rahmen der aufgelaufenen Teuerung erhoht. Die Kostensteigerung bei den
Krankenkassenpramien liegen aber seit Jahren deutlich tber der allgemeinen
Teuerung.

- Der Kanton Zdrich richtet nur minimale Pramienverbilligungsbeitrage aus. Es
ist deshalb gerechtfertigt, dass die Pramienabziige im schweizerischen Ver-
gleich relativ hoch sind.
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- Mit demab 2001 in Kraft tretenden EG KVG werden die Mittel flr die Pra-
mienverbilligung in bedeutendem Ausmass umverteilt, indem die Gemeinden
neu etwa 30% der Mittel fur Aufgaben erhalten, die diese bisher aus ihrem
Budget zu entrichten hatten. Dadurch werden die Gelder fur die Pramienver-
billigung nochmals deutlich gekurzt, was bedeutet, dass viele bisher an-
spruchsberechtigte Familien diesen Anspruch verlieren oder deutlich weniger
Mittel erhalten werden.

- Die geschéatzten Steuerausfélle fir Kanton und Gemeinden werden durch den
Gegenvorschlag deutlich kleiner.

5. Bericht der Kommission fur Wirtschaft und Abgaben tber den Gegen-
vorschlag an den Regierungsrat

Da es sich um einen wesentlichen Gegenvorschlag handelt, méchte die Kommis-
sion noch einmal die Meinung der Regierung einholen bevor sie dem Kantonsrat
endgultig Antrag stellt.

Die wesentlichen Griinde fiir diesen Gegenvorschlag sind im Antragsschreiben
festgehalten und werden von der Mehrheit der Kommission geteilt, wéhrend die
Minderheit eine Verbesserung uber Pramienverbilligungen anstelle einer Erho-
hung der Abziige im Steuergesetz bevorzugen wiirde und generell gegen ein-
kommensunabhéngige Abzige ist.

Die Kommission wiirde es begriissen, wenn die Regierung Angaben zu den Steu-
erausfallen machen konnte, die mit der Annahme des Gegenvorschlags zu gewar-
tigen wéren.

6. Stellungnahme der Regierung zum Gegenvorschlag der Kommission

Gemaéss diesem Gegenvorschlag wirde der htchstmogliche Versicherungspré-

mien- und Sparzinsenabzug gemass 8 31 Abs. 1 lit. g des Steuergesetzes vom 8.

Juni 1997 (StG) betragen fiir:

- Verheiratete mit Beitrdgen an die 2. oder 3. Sdule a unverandert Fr. 4600 bzw.
ohne solche Beitrage unveréndert Fr. 6900,

- Alleinstehende mit Beitrdgen an die 2. oder 3. Sdule a unveréandert Fr. 2300
bzw. ohne solche Beitrage unveréndert Fr. 3450,

- Kinder oder unterstiitzungsbedirftige Personen, fir die ein Kinder- oder Un-
terstutzungsabzug geltend gemacht wird, neu Fr. 1200.

Somit wiirde sich der hochstmdgliche Versicherungspramien- und Sparzinsenab-
zug fir Kinder oder unterstitzungsbedurftige Personen von bisher Fr. 700 um Fr.
500 oder rund 70 Prozent auf neu Fr. 1200 erhdhen.
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Auch dieser Gegenvorschlag vermag nicht zu tiberzeugen. So erscheint es als
fragwardig, mit dem Hinweis auf die gestiegenen Krankenkassenpréamien nur fir
Kinder und unterstitzungsbedurftige Personen den Abzug zu erhohen. Die Kran-
kenkassenpramien sind fir alle Personen angestiegen. Zum anderen verscharft
sich bei jeder Anhebung des Versicherungspramien- und Sparzinsenabzugs die
Frage nach dem Verhéltnis dieses Abzugs zu den Verbilligungsbeitragen fiir die
Krankenkassenpramien. Nach der heutigen Einschéatzungspraxis bleiben diese
Verbilligungsbeitrége steuerlich unberticksichtigt; grundsétzlich werden allen
Steuerpflichtigen, mithin auch solchen, die Verbilligungsbeitrage beanspruchen
konnen, die hdchstmdglichen Versicherungspramien- und Sparzinsenabziige ge-
mass 8§ 31 Abs. 1 lit. a StG gewahrt. Soll jedoch der maximale Abzug bei Kindern
und unterstutzungsbedrftigen Personen auf Fr. 1200 erhéht werden, liesse es
sich kaum mehr rechtfertigen, diesen Abzug unbesehen davon zu gewahren, ob
ein Anspruch auf Verbilligungsbeitrage besteht oder nicht. Dabei ist zu bertick-
sichtigen, dass sich diese Beitrage fiir Kinder auch im Kanton Zdirich, je nach
dem Einkommen der Eltern, immerhin zwischen j&hrlich Fr. 240 und Fr. 600 be-
wegen (Stand 2001), wahrend anderseits die Krankenkassenpramien flr die
Grundversicherung bei Kindern monatlich zwischen rund Fr. 45 und Fr. 85 betra-
gen dirften (Stand 2001). Letztlich kann es nicht angehen, etwas steuerlich zum
Abzug zuzulassen, was wieder vergtet wird. Hingegen ist nicht zu tibersehen,
dass eine steuerliche Beriicksichtigung der Verbilligungsbeitrage in Form einer
entsprechenden Kiirzung des Versicherungspramien- und Sparzinsenabzugs mit
grossen praktischen Schwierigkeiten bei der Steuereinschatzung verbunden ware.

Wenn steuerliche Entlastungen fiir Kinder angestrebt werden, so soll dies primar
uber eine entsprechende Festsetzung des Kinderabzugs geschehen. In dieser Hin-
sicht kann erwahnt werden, dass derzeit die Finanzdirektion Anpassungen in den
Tarifen flr die nattrlichen Personen pruft, die im Laufe des néchsten Jahres im
Rahmen einer weiteren Teilrevision des Steuergesetzes vorzuschlagen waren.
Dabei soll auch eine Erhéhung des Kinderabzugs geprift werden.

Die Ausfalle, die sich bei Verwirklichung des Gegenvorschlags ergeben wiirden,
belaufen sich auf schatzungsweise rund 7,5 Mio. Franken bei der Staatssteuer und
auf rund 8,6 Mio. Franken bei den Gemeindesteuern, somit auf insgesamt tiber 16
Mio. Franken.

Aus den dargelegten Griinden lehnen wir auch den Gegenvorschlag zur Parlamen-
tarischen Initiative ab.

7. Antrag der Kommission an den Kantonsrat

Nach letztmaliger eingehender Beratung und unter Bertcksichtigung der Stel-
lungnahmen des Regierungsrates lehnt die Kommission - mit Ausnahme der bei-
den Minderheitsantragssteller - die urspriingliche Parlamentarische Initiative von
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Germain Mittaz ab. Der Gegenvorschlag wird von der Mehrheit der Kommission
unterstitzt. Eine Minderheit favorisiert eine Erhohung des Kinderabzugs als Teil
eines Gesamtsteuerpakets und lehnt aus diesem Grund auch den Gegenvorschlag
ab.

Somit stellt die WAK dem Kantonsrat den Antrag, dem Gegenvorschlag der
Kommission zur Parlamentarischen Initiative von Germain Mittaz zuzustimmen.

Fir die Kommission:
Der Prasident: Die Sekretarin:
Rudolf Ackeret Jacqueline Wegmann



	II. Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen Referendum.
	III. Mitteilung an den Regierungsrat
	Zürich, 6. März 2001
	6. Stellungnahme der Regierung zum Gegenvorschlag der Kommission
	Rudolf Ackeret Jacqueline Wegmann



